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Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Obdachlosigkeit 

Berichtsauftrag 

Auf Forderung des Deutschen Bundestages hat die 
Bundesregierung am 26. Juni 1996 einen Bericht 
über Maßnahmen zur Bekämpfung der Obdachlosig-
keit vorgelegt (Drucksache 13/5226). Der Deutsche 
Bundestag hat in seiner Plenarsitzung vom 30. Ok-
tober 1997 diesen Bericht zur Kenntnis genommen 
und zugleich die Bundesregierung aufgefordert, über 
das Ergebnis ihrer weiteren Bemühungen in ver-
schiedenen Maßnahmebereichen bis zum 28. Februar 
1998 erneut zu berichten (Plenarprotokoll 13/200 vom 
30. Oktober 1997, S. 18106 ff. sowie Beschlußemp-
fehlung und Bericht des Ausschusses für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau, Drucksache 13/8006 
vom 20. Juni 1997). Auf Grundlage dieses Beschlus-
ses wird der folgende Bericht vorgelegt. 

Zur aktuellen Situation 

In ihrem Bericht vom 26. Juni 1996 hat die Bundes-
regierung dargelegt, daß sie im Rahmen ihrer verfas-
sungsrechtlichen Aufgaben der Vermeidung und 
dem Abbau der Obdachlosigkeit hohen Stellenwert 
beimißt. Dabei liegt ein weites Verständnis der Be-
griffe „Obdachlosigkeit" und „Wohnungslosigkeit" 
zugrunde, das alle wohnungsuchenden Haushalte 
und Personen einbezieht, die nicht über Wohnraum 
mit eigenem Mietvertrag verfügen oder die von Woh-
nungslosigkeit bedroht sind. Dies gilt für Personen, 
die ohne jedes Obdach auf der Straße leben oder 
biwakieren, ebenso wie für vielfältige Formen der 
vorübergehenden Unterbringung (z. B. Personen in 
Obdachlosenheimen, Anstalten oder stationären Ein-
richtungen der Wohnungslosenhilfe, aber auch Aus-
siedler in Aussiedlerunterkünften) bis hin zu dring-
lich Wohnungsuchenden wie z. B. Frauen in Frauen

-

häusern, die nicht in ihre bisherige Familienwoh-
nung zurückkehren können. 

Insgesamt haben sich in jüngster Zeit die Wohnungs-
losenzahlen nicht mehr erhöht, in Teilbereichen 
sogar vermindert, bei im einzelnen differenzie rten 
Entwicklungstendenzen. Die Bundesarbeitsgemein-
schaft Wohnungslosenhilfe hat für das Jahr 1997 (wie 
bereits 1996) die Gesamtzahl der Personen, die ohne 
jedes Obdach auf der Straße leben, auf ca. 35 000 
geschätzt. Die Gesamtzahl wohnungsloser Personen 
- in dem dargestellten breiten Begriffsverständnis - 
wurde für das Jahr 1997 auf 859 460 geschätzt, für 
das Jahr 1996 auf 929 533. Diese Schätzung schließt 
alle Personen ein, die während des gesamten Jahres 
zumindest zeitweise nicht über eigenen mietvertrag-
lich abgesicherten Wohnraum verfügten. Dabei wer-
den für die alten Länder gleichbleibende, zum Teil 
(insbesondere bei den Aussiedlern) gegenüber dem 
bisherigen hohen Niveau rückläufige Zahlen ange-
nommen, für die neuen Länder ein weiterer Anstieg 
von einem bisher deutlich niedrigeren Niveau. 

Für Teilbereiche vorliegende statistische Angaben 
bestätigen diese Trendaussagen. Die Zahl zuwan-
dernder Aussiedler, die bis 1995 bei jährlich rd. 
220 000 Personen lag, hat sich im Jahr 1996 auf 
177 751 und 1997 auf 134 419 Personen erheblich ver-
mindert. Die jährliche statistische Erhebung zur Ob-
dachlosigkeit in Nordrhein-Westfalen, in der die ord-
nungsrechtlich, z. B. in Notunterkünften, unterge-
brachten Personen jeweils zum Stichtag 30. Juni er-
faßt werden, weist - nach einem jährlichen Anstieg 
im Zeitraum 1988 bis 1994 von 37 882 auf 62 396 Per-
sonen - in den letzten Jahren ebenfalls sinkende 
Zahlen aus: 1995 wurden 57 847, 1996 52181 und 
1997 noch 44 355 Personen gezählt. 

Zu dieser Entwicklung hat auch die spürbare Ent

-

spannung in weiten Bereichen des Wohnungsmarkts 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom 11. März 
1998 gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 30. Oktober 1997 - Drucksache 13/8006. 



Drucksache 13/10141 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

beigetragen, die die Versorgung von Haushalten mit 
dringendem Wohnungsbedarf insgesamt erleichtert 
hat. Nach wie vor besteht aber hohe Nachfrage im 
Marktsegment preisgünstiger Wohnungen, die wei-
tere Anstrengungen zur Wohnraumversorgung be-
dürftiger Haushalte erforderlich macht. 

Die aktuelle Situation in den neuen Ländern ist erst-
mals in der empirischen Studie „Wohnungslosigkeit 
in Sachsen-Anhalt. Umfang und Struktur von Woh-
nungslosigkeit in einem ostdeutschen Bundesland 
und Strategien zu ihrer Vermeidung und Behebung" 
umfassend beschrieben worden, die die Gesellschaft 
für innovative Sozialforschung und Sozialplanung 
(GISS), Bremen, im Auftrag des Ministe riums für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen

-

Anhalt und des Diakonischen Werkes in der Kirchen-
provinz Sachsen 1997 vorgelegt hat. 

Grundsätzliche Positionen 

Die Bundesregierung betont nochmals den Vorrang 
der Prävention bei allen Maßnahmen zur Vermei-
dung und Bekämpfung von Obdachlosigkeit. Durch 
vorbeugende Maßnahmen muß der Verlust von 
Wohnraum möglichst verhindert werden. Ein wich-
tiges Instrument, dessen Wirksamkeit durch die 
Novelle des Bundessozialhilfegesetzes 1996 ge-
stärkt wurde, ist die Mietschuldenübernahme bei 
Räumungsklagen wegen Mietzahlungsverzugs auf 
Grundlage von § 15 a des Bundessozialhilfegesetzes 
(BSHG). 

Gemeinsames wohnungs- und sozialpolitisches Ziel 
ist die soziale Integration von hilfebedürftigen Perso-
nen. Die Hilfen müssen die Vielfalt der Lebenslagen 
berücksichtigen und auf die Anforderungen des Ein-
zelfalls abgestimmt sein. In vielen Fällen können die 
Probleme bestehender oder drohender Wohnungs-
losigkeit durch Bereitstellen oder Erhalten von 
Wohnraum gelöst werden. Wenn die akute Notlage 
aber nicht allein im Fehlen oder im Verlust der Woh-
nung liegt, sondern ihre Ursachen in anderen Pro-
blemfaktoren hat, wie Arbeitslosigkeit, Überschul-
dung, mangelnde berufliche Qualifizierung, Krank-
heit oder Suchtprobleme, schwere persönliche oder 
familiäre Konfliktsituationen, sind komplexere Kon-
zepte und Maßnahmen erforderlich. Auch wenn 
Wohnungslosigkeit nicht grundsätzlich mit sozialen 
Schwierigkeiten und Betreuungsbedarf verbunden 
ist, dürfen sich Strategien zur dauerhaften Problem-
lösung nicht allein auf die Wohnraumversorgung be-
schränken, sondern sie müssen wohnbegleitende 
Hilfen von vornherein konzeptionell einbeziehen: 
Hilfen und Unterstützung zur Sicherung des Lebens-
unterhalts, zur Organisation des Alltags, zur Wieder-
herstellung und Erhaltung der Gesundheit und zum 
Aufbau sozialer Kontakte. 

Grundsätzlich ist eine Versorgung mit „Normal-
wohnraum" anzustreben, also Wohnraum mit allge-
mein üblichem Standard in einem funktionsfähigen 
Wohnumfeld. Räumliche und soziale Ausgrenzung 
dient nicht der Integration, wirksame Hilfen werden 
erschwert. Die Unterbringung in Unterkünften und 
anderen Sonderwohnformen oder eine Konzentration 

benachteiligter Haushalte in Schlichtbauquartieren 
kann soziale Probleme eher verstärken als lösen. Dar-
über hinaus sind solche Wohnformen zumeist beson-
ders teuer. Zwar werden umfassende und detaillie rte 
Kostenvergleiche durch erhebliche methodische Pro-
bleme erschwert; vorliegende Untersuchungen be-
stätigen aber, daß Unterbringungsformen wie Unter-
künfte oder stationäre Hilfeeinrichtungen dauerhaft 
weit höhere Kosten verursachen als eine Versorgung 
mit Normalwohnraum. Schlichtwohnungen und Be-
helfsbauten haben nicht nur hohe Unterhaltungs-
kosten, sie führen in aller Regel auch kurzfristig zu 
hohem Instandhaltungs- und Erneuerungsbedarf. 

Integrative Handlungskonzepte, die die Wohnraum-
versorgung mit bedarfsgerechten sozialen Hilfen ver-
binden, erfordern ein fachübergreifendes Zusam-
menwirken und die Überwindung eines nach Teil-
zuständigkeiten zergliederten Denkens und Handelns 
auf allen Ebenen. Dies gilt in besonderem Maße für 
die örtliche Ebene, wo konkrete Maßnahmen und 
Hilfen wirksam werden. Erforderlich sind nicht nur 
effiziente Verwaltungs- und Organisationsstruktu-
ren. Für eine dauerhafte Wohnraumversorgung be-
nachteiligter Haushalte bedarf es darüber hinaus der 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit in tragfähigen 
Kooperationsbeziehungen, insbesondere zwischen 
kommunalen Institutionen, Wohnungswirtschaft so-
wie öffentlichen und p rivaten Trägern der Wohl-
fahrtspflege. Durch Zusammenwirken verschiedener 
Partner, die jeweils spezifische Fachkenntnisse und 
Erfahrungen einbringen, können personelle und fi-
nanzielle Ressourcen gebündelt und ihr Einsatz im 
Rahmen längerfristiger Gesamtkonzepte und stabiler 
Netzwerkbeziehungen optimiert werden. Bereits be-
stehende Ansätze und Erfahrungen bei der gemein-
samen Durchführung sozial integrativer Wohnpro-
jekte zur Neuschaffung von Wohnraum wie auch zur 
Erschließung vorhandener Wohnungsbestände für 
Wohnungsuchende mit besonderem Hilfebedarf sind 
daher zu verstärken und auszuweiten. 

Sachstandsbericht 

Der Deutsche Bundestag hat in seinem Beschluß vom 
30. Oktober 1997 deutlich gemacht, daß er eine Fo rt

-setzung der eingeleiteten, teilweise bereits erfolg-
reichen Politik zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit 
durch Bund, Länder und Gemeinden erwartet. Zu 
den für den Bereich der Bundesregierung genannten 
Maßnahmen wird nachfolgend der aktuelle Sach-
stand berichtet; die Forderungen des Deutschen 
Bundestages sind jeweils vorangestellt. 

Sozialhilferecht 

Forderung: 
darauf hinzuwirken, daß die Durchführungsverord-
nung zu § 72 BSHG bis zum Jahresende in Kraft 
treten kann. 

Durch das Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts 
vom 23. Juli 1996 wurde § 72 BSHG den geänderten 
Rahmenbedingungen angepaßt. Es wurde verdeut-
licht, daß besondere soziale Schwierigkeiten dann 
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vorliegen, wenn besondere Lebensverhältnisse mit 
sozialen Schwierigkeiten verbunden sind. Darauf 
aufbauend hat das Bundesministerium für Gesund-
heit den Referentenentwurf einer neuen Verordnung 
zur Durchführung des § 72 BSHG erarbeitet und im 
November 1997 den Ländern und Verbänden zuge-
leitet. Die für Februar 1998 beabsichtigte Zuleitung 
an das Kabinett wird sich aufgrund neuerer Überle-
gungen in den Ländern verzögern. Die Verordnung 
bedarf der Zustimmung des Bundesrates. Entspre-
chend der bisherigen Praxis wurde der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau des Deut-
schen Bundestages am 11. Februar 1998 erneut über 
den aktuellen Sachstand unterrichtet. 

Wesentlicher Inhalt des Verordnungsentwurfs ist die 
Präzisierung der Zielgruppe der Hilfe zur Überwin-
dung besonderer sozialer Schwierigkeiten. Die Auf-
zählung von Personengruppen entfällt ganz. Statt 
dessen wird der im Gesetz vorgegebene Begriff der 
besonderen sozialen Schwierigkeiten dahin interpre-
tiert, daß es sich um Personen in besonderen sozialen 
Schwierigkeiten handeln muß und daß die Gewäh-
rung von Hilfe nach § 72 BSHG voraussetzt, daß be-
sondere Lebensverhältnisse mit sozialen Schwierig-
keiten derart  verbunden sein müssen, daß deren 
Überwindung auch die Überwindung der besonde-
ren Lebensverhältnisse erfordert. Die betroffenen 
Personen dürfen nicht aus eigener Kraft oder durch 
andere Hilfen zur Überwindung in der Lage sein. 
Hilfe wird auch Personen gewährt, bei denen beson-
dere soziale Schwierigkeiten (z. B. Obdachlosigkeit) 
unmittelbar einzutreten drohen. 

Die durch das Gesetz vorgegebenen Begriffe beson-
dere Lebensverhältnisse und soziale Schwierigkeiten 
werden abstrakt beschrieben. Bestimmte Personen-
gruppen (z. B. Personen ohne ausreichende Unter-
kunft oder Nichtseßhafte) werden nicht mehr be-
nannt. Vielmehr werden die in Betracht kommenden 
Lebensverhältnisse und Schwierigkeiten durch eine 
Reihe unbestimmter Rechtsbegriffe sehr allgemein 
gefaßt, um ihren sehr vielfältigen Erscheinungswei-
sen gerecht zu werden. Durch Regelbeispiele wird 
auf typische Fallkonstellationen hingewiesen. Liegen 
bei einer Person ein besonderes Lebensverhältnis 
und eine soziale Schwierigkeit vor, so kommt es dar-
auf an, daß diese soziale Schwierigkeit nur überwun-
den werden kann, wenn auch das besondere Lebens-
verhältnis bereinigt wird, z. B. durch Beseitigung der 
Wohnungslosigkeit. Ob diese Voraussetzungen vor-
liegen, ist jeweils individuell zu prüfen. Das not-
wendige weite Verständnis von besonderen Lebens-
verhältnissen bedingt, daß soziale Schwierigkeiten 
nur dann die Gewährung der Hilfe auslösen, wenn 
ein Leben in der Gemeinschaft nachhaltig, also nicht 
nur vorübergehend, eingeschränkt oder die Führung 
eines menschenwürdigen Lebens tatsächlich gehin-
dert ist. 

Den Hilfen werden weitgehend bereits praktizierte 
Standards der Hilfegewährung zugrunde gelegt. 
Das Ziel der Hilfe ist in jedem Fall, die Hilfesuchen-
den zur Selbsthilfe zu befähigen, ihnen die Teilnah-
me am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen 
und die Führung eines menschenwürdigen Lebens 
zu sichern. Da die erforderlichen Maßnahmen wegen 

der Vielfältigkeit vorliegender Notlagen flexibel sein 
müssen und daher nicht in Einzelheiten festlegbar 
sind, sind diese ausdrücklich genannten Hilfeziele 
auch in jedem Einzelfall bei der Gestaltung der Hilfe 
zu berücksichtigen. 

Die Hilfe umfaßt alle Maßnahmen, die notwendig 
sind, um die besonderen sozialen Schwierigkeiten 
abzuwenden, zu beseitigen, zu mildern oder ihre 
Verschlimmerung zu verhüten. Die Beratung und 
persönliche Unterstützung für Hilfesuchende und für 
ihre Angehörigen stehen dabei im Vordergrund, ge-
folgt von Maßnahmen im Zusammenhang mit einer 
Wohnung, einer Ausbildung, einem Arbeitsplatz und 
mit der Alltagsbewältigung. Die Hilfe ist immer an 
der besonderen Lebenssituation und an ihren Defizi-
ten zu orientieren, wobei auch besondere Fähigkei-
ten und Neigungen sowie geschlechts- und altersbe-
dingte Besonderheiten zu berücksichtigen sind. Um 
Zugang zu den Hilfesuchenden zu finden und eine 
erfolgversprechende Förderung anzugehen, ist auch 
erforderlich, daß diese sich positiv zu einer Verände-
rung ihrer Situation in Richtung auf eine Teilnahme 
am Leben in der Gemeinschaft und ein menschen-
würdiges Leben stellen und die erforderlichen 
Selbsthilfekräfte aktivieren. Für geeignete Fälle wird 
die Erstellung eines Gesamtplans vorgeschrieben, 
die insbesondere für die Abstimmung von vorrangi-
gen Hilfemaßnahmen mit Hilfemaßnahmen zur Über-
windung besonderer sozialer Schwierigkeiten not-
wendig, bei eventuell verschiedenen sachlich zustän-
digen Sozialhilfeträgern aber auch erforderlich ist, 
um eine Koordination der Hilfemaßnahmen zu er-
reichen. 

Eine besondere Vorschrift des Verordnungsentwurfs 
(§ 4) befaßt sich mit der Erhaltung und Beschaffung 
einer Wohnung. Der Vorrang des Rechtsanspruchs 
nach § 72 BSHG insbesondere gegenüber der Ermes-
sensleistung des § 15 a BSHG wird klargestellt, und 
wie schon bisher werden vorrangig die bewäh rten 
Instrumente der Hilfe zum Lebensunterhalt in Son-
derfällen empfohlen. Zugleich bleibt es aber eine 
Aufgabe der Sozialhilfeträger, neben dem Lebens-
unterhalt im Einzelfall erforderlichenfalls auch Hilfe 
für die Beseitigung der Wohnungslosigkeit bereitzu-
stellen. Nur so kann den Hilfebedürftigen wirksam 
geholfen werden, die nicht nur Probleme mit dem Er-
halt, der Sicherung oder der Beschaffung einer Woh-
nung haben, sondern gleichzeitig in sozialen Schwie-
rigkeiten sind. Die Maßnahme geht auch insoweit 
über den Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt 
hinaus, als häufig eine intensive persönliche Bera-
tung erforderlich sein wird, welche die Hilfesuchen-
den dazu befähigt, sich erfolgreich selbst um eine 
eigene Wohnung zu bemühen. Die persönliche Unter-
stützung muß oft nach Erlangung einer Wohnung 
fortgesetzt werden, da Schwierigkeiten beim Einge-
wöhnen in das neue Wohnumfeld entstehen können. 

Maßnahmen der Gefahrenabwehr lassen im übrigen 
den Anspruch auf Hilfe nach § 72 des Gesetzes nicht 
untergehen. So bleibt die Pflicht der Ordnungsbehör-
den, Unterkünfte zu schaffen, gewahrt, wenn durch 
die fehlende Unterkunft eine Gefahr für Leben und 
Gesundheit der Hilfesuchenden gegeben ist. Durch 
derartige Maßnahmen werden die Träger der Sozial- 
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hilfe aber nicht ihrer Aufgabe entbunden, neben 
dem Lebensunterhalt auch Hilfe für die Beseitigung 
der Wohnungslosigkeit zu gewähren. 

Forderung: 

bei nächster Gelegenheit erneut anzustreben, dem in 
der Fachöffentlichkeit nach wie vor bestehenden 
Wunsch einer einheitlichen Zuständigkeitsregelung 
für die Hilfen nach § 72 BSHG zu entsprechen. 

Da die bisherige Zuständigkeitsregelung für die Hil-
fen nach § 72 BSHG oft nicht zu bef riedigenden Er-
gebnissen führt, wurde im Entwurf des Gesetzes zur 
Reform des Sozialhilferechts von der Bundesregie-
rung eine Änderung der Zuständigkeitsregelung des 
§ 100 BSHG vorgeschlagen und vom Deutschen Bun-
destag beschlossen. Sie ist jedoch im Vermittlungs-
ausschuß am Widerstand der Länder gescheitert, die 
erklärten, über entsprechende Regelungen in eige-
ner Zuständigkeit entscheiden zu wollen. 

Da keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß sich die 
Auffassung der Länder zwischenzeitlich geändert 
hat, erscheint eine erneute Initiative gegenwärtig 
nicht erfolgversprechend. Die Bundesregierung geht 
allerdings davon aus, daß die Länder - wie zugesagt 
- das Notwendige für eine einheitliche Zuständig-
keitsregelung veranlassen. 

Wohnungsbaurecht 

Forderung: 

bei der eingeleiteten Reform des Wohnungsbau-
rechts die Fördermaßnahmen auf die Personenkreise 
auszurichten, die sich nicht oder nicht ausreichend 
aus eigener Kraft am Wohnungsmarkt versorgen kön-
nen, und dabei auch wohnungslose oder von Woh-
nungslosigkeit bedrohte Haushalte vordringlich zu 
unterstützen. 

Die Bundesregierung hat im Sommer 1997 den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Reform des Wohnungsbau-
rechts (Wohnungsbaureformgesetz) vorgelegt (Druck-
sache 13/8802). Schwerpunkt des Gesetzes ist das 
Wohnungsgesetzbuch, mit dem die rechtlichen 
Grundlagen für das Wohnungswesen zusammenge-
faßt und aktualisiert werden und die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus zu einer sozialen Wohn-
raumförderung weiterentwickelt wird. Vor dem Hin-
tergrund eines im wesentlichen funktionsfähigen 
Wohnungsmarktes liegt die zentrale wohnungspoli-
tische Zielsetzung darin, durch staatliche Fördermaß-
nahmen bedürftige Haushalte, deren Wohnraum-
versorgung nicht oder nicht ausreichend durch den 
Wohnungsmarkt sichergestellt werden kann sowie 
die Bildung selbstgenutzten Wohneigentums zu un-
terstützen. 

An Stelle der bisherigen Ausrichtung der Förderung 
auf „breite Schichten" soll die soziale Wohnraum-
förderung damit künftig auf bedürftige Haushalte 
konzentriert werden. Dies sind zum einen Haushalte 
mit geringem Einkommen, die sich aus eigener Kraft 
am Wohnungsmarkt nicht mit angemessenem Wohn-
raum versorgen können, zum anderen Haushalte, die 
beispielsweise aufgrund der Zugehörigkeit zu be-
stimmten sozialen Gruppen oder wegen bestimmter 

persönlicher Merkmale am Wohnungsmarkt auf Zu-
gangsbarrieren treffen. 

Bei der Beschreibung von Personengruppen, die der 
Unterstützung bedürfen, werden im Gesetzentwurf 
ausdrücklich auch die Wohnungslosen genannt. Dies 
entspricht dem wohnungspolitischen Ziel, alle be-
dürftigen Haushalte in den allgemeinen Wohnungs-
markt zu integ rieren. Erfahrungen aus Modellprojek-
ten (s. u.), aber auch aus der allgemeinen Praxis be-
stätigen, daß eine solche Integration auch bei Haus-
halten mit besonderen sozialen Problemen erreichbar 
ist, wenn bei entsprechendem individuellem Bedarf 
wohnbegleitende Hilfen und Betreuung angeboten 
werden. 

Forderung: 

im Rahmen dieser Reform auf eine stärkere Nutzung 
der vorhandenen Wohnungsbestände für bedürftige 
Haushalte hinzuwirken, vor allem durch Förderung 
der Modernisierung und Instandsetzung und anderer 
Maßnahmen mit dem Ziel, Belegungsrechte im Be-
stand zu verlängern oder zusätzlich zu gewinnen. 

Aufgrund der hohen Bauleistungen seit den fünfziger 
Jahren bis in die Gegenwart ist ein großer Woh-
nungsbestand geschaffen worden, so daß der Woh-
nungsneubau quantitativ an Bedeutung verliert. Auch 
im Rahmen der Förderung wird daher künftig nicht 
mehr die allgemeine Angebotsausweitung im Vor-
dergrund stehen. Vielmehr soll auch der vorhandene 
Wohnungsbestand stärker zur Wohnraumversorgung 
bedürftiger Haushalte genutzt werden. Dem ent-
spricht die vorgesehene Erweiterung des bisherigen 
sozialen Wohnungsbaus zu einer umfassenden sozia-
len Wohnraumförderung. Fördergegenstände sollen 
neben dem Neubau vermehrt auch die Modernisie-
rung und Instandsetzung im Bestand sowie die Be-
gründung von Belegungsrechten und der Erwerb 
vorhandenen Wohnraums sein. In diesem Rahmen 
gibt es ein breites Spektrum von Fördermaßnahmen, 
beispielsweise auch die sog. Kombiförderung oder 
mittelbare Belegung (Kombination von Neubauför-
derung und Gewinnung von Belegungsrechten an 
anderen, nicht geförderten Wohnungen). Darüber 
hinaus soll vorgesehen werden, daß zwischen zu-
ständiger Stelle - bei Bund, Ländern, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden - und Vermieter sog. Ko-
operationsverträge geschlossen werden können, um 
Vereinbarungen über Belegungsrechte in Bestands-
wohnungen zu treffen, ohne daß damit eine Förde-
rung verknüpft sein muß. In Kooperationsverträgen 
können auch höchstzulässige Mieten vereinbart wer-
den. Im Rahmen der Vereinbarungen soll auf ausge-
wogene Belegungsstrukturen geachtet werden. 

Forderung: 

die Förderung des sozialen Wohnungsbaus im Zu-
sammenwirken mit den Ländern insbesondere zu-
gunsten von bedürftigen Haushalten und Wohnungs-
notfällen fortzuführen und zur Schaffung preisgün-
stigen Wohnraums die Möglichkeiten und Wege des 
kosten- und flächensparenden sowie des ökologi-
schen Bauens auszuschöpfen. 

Mit dem Gesetzentwurf sollen die Regelungen über 
die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern 
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an die Fortentwicklung des Finanzverfassungsrechts 
angepaßt werden. Auf Grundlage von Artikel 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes will sich der Bund auch 
künftig mit Finanzhilfen an der Förderung investiver 
Maßnahmen zur Wohnungsversorgung bedürftiger 
Haushalte beteiligen. In Fortführung der geltenden 
Regelungen im Zweiten Wohnungsbaugesetz ist im 
Entwurf des Wohnungsgesetzbuches vorgesehen, ab 
dem Haushaltsjahr 1999 Finanzhilfen in Höhe von 
450 Mio. DM jährlich und darüber hinaus nach Maß-
gabe des jeweiligen Bundeshaushaltsgesetzes zu ge

-

währen.  

Im Haushaltsjahr 1998 stellt der Bund den Ländern 
Finanzhilfen für den sozialen Wohnungsbau mit ei-
nem Verpflichtungsrahmen von 1,347 Mrd. DM zur 
Verfügung. Davon sollen 50 Mio. DM für Maßnah-
men zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit eingesetzt 
werden; diese erstmals in den Bundeshaushaltsplan 
1995 aufgenommene Erläuterung ist jährlich fortge-
schrieben worden und auch im Bundeshaushaltsplan 
1998 enthalten. Auch die Länder sehen die Bedeu-
tung der Wohnungsbauförderung für die Wohnraum-
versorgung von Obdachlosen. Im Zuge der Abstim-
mung der Verwaltungsvereinbarung über die Bereit-
stellung von Finanzhilfen zur Förderung des Woh-
nungswesens im Programmjahr 1998 hat die ARGE-
BAU-Ministerkonferenz nochmals bekräftigt, daß 
auch durch den Einsatz von Bundes- und Landesmit-
teln für den sozialen Wohnungsbau ein Beitrag zur 
Bekämpfung der Obdachlosigkeit geleistet wird. Mit 
solchen Mitteln wird der Bau von Wohnungen zur 
dauerhaften Wohnungsversorgung Obdachloser und 
von Obdachlosigkeit Bedrohter gefördert. 

Zur verstärkten Durchsetzung kosten- und flächen-
sparender Bauweisen hat die Bundesregierung eine 
umfangreiche Kostensenkungsimtiative eingeleitet, 
die auch die Zustimmung des Deutschen Bundesta

-

ges gefunden hat (Drucksache 13/7465). Diese Ziel-
setzungen sind in besonderem Maße für den geför

-

derten Wohnungsbau bedeutsam. Bei Nutzung aller 
Möglichkeiten zur Kosteneinsparung können höhere 
Fördereffekte -zugunsten bedürftiger Haushalte er-
zielt werden. Zudem kann die soziale Wohnraumför-
derung beim kosten- und flächensparenden Bauen 
eine Vorreiterrolle übernehmen und dem freifinan

-

zierten Wohnungsbau demonst rieren, daß und wie 
kostengünstiges Bauen möglich ist. 

Im Gesetzentwurf werden die Grundsätze des ko-
sten- und flächensparenden Bauens durch Maß-
nahmen wie Kostenobergrenzen, Förderpauschalen, 
Kostenkontrollen und Rationalisierungsberatung, ver-
stärkte Vergabe von Fördermitteln im Wettbewerb 
sowie die Begrenzung der förderfähigen Wohnfläche 
verankert. Anderen wichtigen Zielen, wie beispiels-
weise dem behindertengerechten oder dem ökologi-
schen Bauen, kann über entsprechend differenzie rte 
Kostenobergrenzen und andere Maßgaben Rech-
nung getragen werden. 

Dem ökologischen Bauen soll im übrigen dadurch 
verstärkt Geltung verschafft werden, daß ökologi-
schen Anforderungen ein besonderer Stellenwert 
eingeräumt wird. Solche Anforderungen ergeben 
sich insbesondere in Bezug auf die nachhaltige Sen

-

kung des Energie-  und  Wasserverbrauchs, die Ver-
meidung schädlicher Umwelteinwirkungen, die Ver-
wendung umweltschonender und gesundheitsver-
träglicher Baustoffe sowie die sparsame Inanspruch-
nahme von Bauland. 

Konversionsliegenschaften 

Forderung: 

weiterhin bundeseigene Liegenschaften für den so-
zialen Wohnungsbau und für soziale Zwecke verbil-
ligt zu veräußern. 

Die im Bericht der Bundesregierung vom 28. Juni 
1996 dargestellten Haushaltsvermerke im Einzel-
plan 08- Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen - zur verbilligten Veräußerung bundes-
eigener Liegenschaften gelten fort. So können bun-
deseigene Liegenschaften unter bestimmten Voraus-
setzungen für Einrichtungen für Obdachlose, Kinder- 
und Jugendhilfeobjekte, Beratungsstellen für Such

-

tgefährdete oder Frauenhäuser sowie andere soziale 
Zwecke verbilligt abgegeben werden, wenn eine 
Nutzungsbindung für mindestens 20 Jahre sicher-
gestellt ist. Der zulässige Preisnachlaß beträgt 50 % 
des vollen Wertes bis zum Ablauf des dritten Jahres 
nach tatsächlicher Verfügbarkeit des Kaufobjekts am 
Markt für eine zivile Nutzung und 25 % im vierten 
Jahr nach tatsächlicher Verfügbarkeit, wenn die Lie-
genschaften einer bauleitplanerischen Vorbereitung 
bedürfen. Bei anderen Liegenschaften beträgt der 
Preisnachlaß 50 % im ersten Jahr, 40 % im zweiten 
Jahr und 25 % im dritten Jahr nach tatsächlicher Ver-
fügbarkeit des Kaufobjekts am Markt für eine zivile 
Nutzung. 

Bei der Veräußerung von Grundstücken, auf denen 
Sozialwohnungen mit mindestens 15jähriger Bele-
gungsbindung errichtet werden, sind Preisnachlässe 
- ohne zeitliche Staffelung - bis zu 50 % des vollen 
Wertes möglich, bei kürzeren Belegungsbindungen 
bis zu 15 %. 

Die Bundesregierung hat seit 1991 bei Grundstücks-
verkäufen in erheblichem Umfang Verbilligungen 
gewährt. Hiervon entfielen auf Verbilligungen für 
zahlreiche soziale Zwecke (einschließlich Obdach 
loseneinrichtungen) rd. 417 Mio. DM sowie auf Preis-
nachlässe für den sozialen Wohnungsbau insgesamt 
rd. 586 Mio. DM. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer haus-
haltsrechtlichen Ermächtigung auch weiterhin bun-
deseigene Liegenschaften verbilligt für den sozialen 
Wohnungsbau und für soziale Zwecke veräußern. 

Wohnungslosenstatistiken 

Forderung: 

auf der Grundlage der Ergebnisse der Machbarkeits-
studie des Statistischen Bundesamtes die Arbeiten 
an Statistiken über Wohnungsnotfälle fortzusetzen. 

In ihrem Bericht zur Bekämpfung der Obdachlosig-
keit vom 26. Juni 1996 hat die Bundesregierung auf 
die Vielschichtigkeit der unter den Begriffen Woh-
nungslosigkeit und Wohnungsnotfall zusammenge- 
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faßten Lebenssituationen und auf die sich daraus er-
gebenden Schwierigkeiten einer vollständigen Erf as

-

sung  aller Gruppen in der Statistikhingewiesen. Das 
Statistische Bundesamt, das nach dem Bundesstati-
stikgesetz dafür zuständig ist, Statistiken für Bundes-
zwecke methodisch und technisch im Benehmen mit 
den statistischen Ämtern der Länder vorzubereiten, 
wurde mit einer Machbarkeitsstudie beauftragt. 
Zwar ist der Endbericht mit den Empfehlungen noch 
nicht fertiggestellt, die gemeinsam mit einigen stati-
stischen Landesämtern erarbeiteten Prüfungsergeb-
nisse liegen aber bereits vor. 

Die Studie legt den vom Deutschen Städtetag ge-
prägten, weiten Begriff des Wohnungsnotfalls zu-
grunde. Dieser Begriff umfaßt: 

1. aktuell von Wohnungslosigkeit betroffene Perso-
nen 

a) Personen ohne Wohnung und nicht in Einrich-
tungen untergebracht, 

b) Personen ohne Wohnung, aber in Einrichtun-
gen untergebracht, 

2. unmittelbar von Wohnungslosigkeit bedrohte Per

-

sonen und 

3. Personen in unakzeptablen/unzumutbaren Wohn-
verhältnissen. 

Bedeutsam sind insbesondere die folgenden vorlie-
genden Ergebnisse. 

Zu la)  

Aktuell von Wohnungslosigkeit betroffene Personen, 
nicht in Einrichtungen untergebracht 

Eine statistische Erfassung dieser meist ohne jedes 
Obdach ,,auf der Straße" lebenden Personen ist bis-
her weder im Inland noch im Ausland gelungen. Ein-
malige, örtlich begrenzte Zählungen sind gelegent-
lich durchgeführt worden; flächendeckende Erhe-
bungen erscheinen nicht organisierbar und nicht 
finanzierbar. Eine ersatzweise Befragung von Sozial-
arbeitern könnte nur „weiche" Ergebnisse bringen, 
die nicht den Ansprüchen der amtlichen Statistik ge-
nügen. Eher erscheint eine weitgehende, wenn auch 
nicht vollständige Erfassung dieses Personenkreises 
in der Sozialhilfestatistik möglich, die 1994 neustruk-
turiert wurde. Diese müßte um eine weitere Frage 
angereichert  werden. Es müßte geprüft werden, ob 
dies ohne eine Änderung des Bundessozialhilfege-
setzes möglich ist. 

Zu 1b) 

Aktuell von Wohnungslosigkeit betroffene Personen, 
in Einrichtungen untergebracht 

Hier muß unterschieden werden zwischen ordnungs-
rechtlich und sozialhilferechtlich untergebrachten 
Personen. Da alle Personen aktenkundig werden, ist 
eine vollständige Erfassung - als Stichtagserhebung 
oder als laufende Erhebung - bei den Ordnungs-  
bzw. Wohnungsämtern und den zuständigen Sozial-
hilfeträgern grundsätzlich möglich. Für eine solche 
Statistik wäre eine neue Rechtsgrundlage erforder-
lich. 

Zu 2 

Unmittelbar von Wohnungslosigkeit 
bedrohte Personen 

Für die statistische Erfassung kommt der Personen-
kreis in Frage, dem der Verlust der derzeitigen Woh-
nung wegen Kündigung durch den Vermieter, Räu-
mungsklage oder Zwangsräumung unmittelbar be-
vorsteht. Wohnungskündigungen lassen sich stati-
stisch nicht erfassen. Über anhängige Räumungs-
klagen und über Räumungstitel, die noch nicht voll-
streckt wurden, liegen den Amtsgerichten Infor-
mationen vor, nicht aber über Strukturmerkmale 
der Betroffenen; eine Befragung der Gerichte wird 
daher als wenig aussichtsreich angesehen; Nach 
§ 15 a BSHG sind die Amtsgerichte verpflichtet, 
Räumungsklagen wegen Mietrückstandes an die 
zuständigen örtlichen Träger der Sozialhilfe zu 
melden. Das Statistische Bundesamt hält eine Be-
fragung bei den Sozialämtern für durchführbar. Sie 
ließe sich mit einer eventuell  dort  ebenfalls durch-
zuführenden Erhebung der sozialhilferechtlich ver-
sorgten Wohnungsnotfälle verknüpfen. Für die Er-
hebung müßte ebenfalls eine Rechtsgrundlage ge-
schaffen werden. 

Inwieweit der Personenkreis zu 1 a), 1 b) und 2 erfaß-
bar ist und welchen zusätzlichen Aufwand dies erf or-
dert, müßte mit Ländern und Kommunen erörtert 
werden. 

Zu 3 

Personen in unakzeptablen/unzumutbaren 
Wohnverhältnissen 

Was unter beengten Wohnverhältnissen, unzurei-
chender Ausstattung, gesundheitsgefährdenden Woh-
nungen oder überhöhter Mietbelastung bei Niedrig

-

einkommen zu verstehen ist, ist weder werturteilsfrei 
zu klären, noch gibt es rechtsverbindliche Defini-
tionen. Die unter diesen Bedingungen wohnenden 
Haushalte und Personen kommen nach Auffassung 
des Statistischen Bundesamtes für eine Erfassung in 
der amtlichen Statistik deshalb nicht in Betracht. 

Der Gesamtbericht mit den abschließenden Empfeh-
lungen des Statistischen Bundesamtes über mögliche 
Statistiken der Wohnungslosigkeit soll nach mehr-
fachen Verzögerungen im Frühjahr 1998 vorgelegt 
werden. Die inhaltlichen Empfehlungen, aber auch 
die Realisierbarkeit unter Berücksichtigung des vor-
aussichtlichen Erhebungsaufwandes und der not-
wendigen Finanzierung, die mit den strikten Einspar

-

vorgaben im Statistikbereich in Einklang zu bringen 
sind, werden - unter Einbezug der Fachöffentlichkeit, 
auch aus dem Bereich der Wohnungslosenhilfe - im 
einzelnen zu erörtern sein. 

Forschungsprojekte und Modellprogramme 

Forderung: 
die Erkenntnisse aus Forschungsprojekten und Mo-
dellprogrammen zur Verbesserung der Hilfen für 
Wohnungslose und von Wohnungslosigkeit Bedrohte 
umzusetzen und weitere Projekte zu diesem Themen-
bereich anzustoßen und durchzuführen. Von beson- 
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derem Interesse aus wohnungspolitischer Sicht sind 
die Möglichkeiten zur Versorgung von Wohnungs-
notfällen durch Kooperation von Gemeinden, Woh-
nungswirtschaft und Wohlfahrtspflege, die in einem 
Forschungsprojekt im Auftrag des Bundesministe-
riums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
untersucht werden sollen. 

Im Bericht der Bundesregierung vom 26. Juni 1996 
wurde eine Reihe laufender Forschungsprojekte 
und Modellprogramme beschrieben, die zwischen-
zeitlich teilweise abgeschlossen worden sind. Wich-
tige Ergebnisse und Folgerungen werden im folgen-
den dargestellt. Weitere Projekte sind eingeleitet 
worden. 

Das Forschungsfeld „Dauerhafte Wohnungsversor-
gung von Obdachlosen" im Experimentellen Woh-
nungs- und Städtebau des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau wurde im 
Sommer 1997 abgeschlossen. Die Ergebnisse wurden 
der Fachöffentlichkeit in einer Abschlußveranstal-
tung am 23./24. Oktober 1997 in Bonn vorgestellt. 
Der Ergebnisbericht soll 1998 veröffentlicht werden. 
Wohnungspolitischer Ausgangspunkt dieses For-
schungsfeldes war die Erfahrung, daß es am Woh-
nungsmarkt dauerhaft benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen gibt, die sich aus eigener Kraft nicht mit 
angemessenem Wohnraum versorgen können, sowie 
die Zielsetzung, alle Wohnungsuchenden in den all-
gemeinen Wohnungsmarkt zu integrieren. Die Mo-
dellprojekte sollten am konkreten Fall „vor O rt " bei-
spielhaft zeigen, wie Wohnraum für besonders pro-
blembelastete Haushalte geschaffen und zugleich 
durch weitere Hilfen ihre schwierige Lebenslage so 
stabilisiert werden kann, daß sie aus eigener Kraft 
ihren Alltag bewältigen können. Zugleich sollte ge-
zeigt werden, wie - auf den konkreten Hilfebedarf 
abgestimmt - Maßnahmen der Wohnraumversor-
gung mit Maßnahmen der Sozialhilfe, der Arbeits-  
und Ausbildungsförderung, der Gesundheitsvor-
sorge, der Therapie und Rehabilitation und weiteren 
Hilfen verzahnt und gebündelt werden können. 

In die acht Modellprojekte war ein Spektrum unter-
schiedlicher Personengruppen mit im einzelnen 
unterschiedlichem Hilfebedarf einbezogen: allein-
stehende wohnungslose Männer und Frauen, Jugend-
liche und junge Erwachsene, ältere Wohnungslose 
mit längerer Heimunterbringung, Strafentlassene, 
von Obdachlosigkeit bedrohte Familien und Allein-
erziehende mit Kindern. Viele von ihnen waren nach 
in der Praxis häufig anzutreffenden Maßstäben als 
„nicht mietfähig" aus dem Wohnungsmarkt ausge-
grenzt. In den Modellprojekten zeigte sich aber, daß 
bei entsprechender Hilfe ein selbständiges Wohnen 
und eine Stabilisierung der Lebensverhältnisse er-
reicht werden können. 

Die Bündelung verschiedener Maßnahmen, insbe-
sondere durch Kooperation von Trägern der Wohl-
fahrtspflege mit Bauträgern und Wohnungsunterneh-
men und im Zusammenwirken mit den Gemeinden, 
war insgesamt erfolgreich. Auftretende Probleme, 
etwa bei der Finanzierung der Baumaßnahmen oder 
der Beantragung von Fördermitteln, bei der Organi-
sation von Selbsthilfeleistungen oder der betreueri

-

schen Maßnahmen, konnten gemeinsam gelöst wer-
den. Es zeigte sich ein hohes Maß an Kooperations-
bereitschaft zwischen Wohnungswirtschaft, Wohl-
fahrtspflege und Gemeinden. Eine solche Koopera-
tion, in die alle Beteiligten ihre jeweiligen professio-
nellen Kompetenzen einbringen, erfordert manchmal 
schwierige Anpassungsprozesse. Jeder der Beteilig-
ten muß lernen, sich auch auf die Denk- und Hand-
lungsmuster der Pa rtner einzulassen. Ein Überden-
ken hergebrachter Positionen eröffnet aber über ein 
erweitertes Problemverständnis auch erweiterte 
Handlungsperspektiven. 

Die Erfahrungen aus den Modellprojekten konnten 
noch während der Laufzeit des Forschungsfeldes in 
die Diskussionen zum Wohnungsgesetzbuch einflie-
ßen. Insbesondere hat sich bestätigt, daß das Instru-
mentarium des sozialen Wohnungsbaus auch für die 
Förderung sozial integrativer Wohnprojekte geeignet 
ist, wenn es flexibel angewandt, also auf die Anfor-
derungen der einzelnen Maßnahmen ausgerichtet 
wird: insbesondere auf den zu versorgenden Perso-
nenkreis, auf die Investitions- und Finanzierungs-
bedingungen der Bauherren und auf örtliche Sonder-
bedingungen. 

Dies unterstützt den Ansatz des Wohnungsgesetz-
buches, durch Bundesrecht einen Handlungsrah-
men zu schaffen, der die notwendige Flexibilität 
zuläßt und nicht durch starre bundeseinheitliche 
Vorgaben einengt. Mit dieser Zielsetzung sollen 
den Ländern und Gemeinden Handlungsspiel-
räume für die im Einzelfall angemessene Lösung er-
öffnet werden. 

Zugleich haben die Modellprojekte für ihren Bereich 
gezeigt, daß auch bei einem bundesweit großen und 
in der Regel gut ausgestatteten Wohnungsbestand 
weiterhin spezieller Hilfebedarf für bestimmte Perso-
nengruppen und Problemsituationen besteht. Dem 
entspricht die Zielsetzung des Wohnungsgesetzbu-
ches, die künftige soziale Wohnraumförderung auf 
bedürftige Haushalte zu konzentrieren. Wie oben be-
reits dargestellt, wurden - auch aufgrund der Erfah-
rungen aus dem Forschungsfeld „Dauerhafte Woh-
nungsversorgung von Obdachlosen" - in den Kreis 
der ausdrücklich genannten hilfebedürftigen Perso-
nengruppen auch die Wohnungslosen einbezogen. 
Damit wird im Gesetz klargestellt, daß auch dieser 
Personenkreis unter dem Versorgungsauftrag der 
sozialen Wohnraumförderung besonders zu unter-
stützen ist. 

Ein über den Bereich der Wohnungsbauförderung 
hinausreichendes Ergebnis ist die Erfahrung, daß 
soziale Wohnprojekte stabile und verläßliche Partner-
schaftsbeziehungen brauchen, um über den Einzel-
fall hinaus Beispiel- und Anstoßwirkungen zu geben. 
Bei einigen Modellprojekten hat die gelungene Ko-
operation auf örtlicher Ebene bereits die Tür geöffnet 
für eine breitere Zusammenarbeit zwischen den Be-
teiligten, auch mit der Perspektive, vorhandene Woh-
nungsbestände in die gemeinsamen Versorgungs-
strategien einzubeziehen. Um die Dauerhaftigkeit 
der Wohnraumversorgung der betreuten Personen 
sowie die dauerhafte Tragfähigkeit der Kooperations-
beziehungen auf gesicherter Grundlage beurteilen 
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zu können, wird angestrebt, mit einem gewissen zeit-
lichen Abstand eine Folgeuntersuchung durchzufüh-
ren. 

Die Frage dieses Forschungsfeldes, das auf eine Ver-
sorgung durch Neuschaffung von Wohnraum zielte, 
wird ergänzt durch ein weiteres Forschungsprojekt 
des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau mit dem Thema „Wohnraumbe-
schaffung durch Kooperation. Zusammenarbeit von 
Gemeinden, Wohnungswirtschaft und Wohlfahrts-
pflege als Instrument zur Versorgung von Haushalten 
mit dringendem Wohnungsbedarf" . Dieses Projekt 
richtet sich auf Wohnraumversorgungsstrategien in 
vorhandenen Beständen und soll einen bundeswei-
ten Überblick über Organisationsformen, Umfang 
und Leistungen bestehender Kooperationsbeziehun-
gen und ihren Versorgungsbeitrag zugunsten be-
nachteiligter Haushalte liefern. 

Die Arbeiten sind im Sommer 1997 angelaufen. Im 
ersten Schritt wurde eine bundesweite schriftliche 
Befragung aller kommunalen Wohnungsunterneh-
men mit einem Bestand von mehr als 1000 Wohnun-
gen, aller Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwoh-
nern sowie von Institutionen der Wohlfahrtspflege 
durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Befragung, die 
im Frühjahr 1998 vorliegen werden, sind Grundlage 
für vertiefte Fallstudien in ausgewählten Gemeinden. 
Die Untersuchung trifft im Bereich der Wohnungs-
wirtschaft, bei den kommunalen Spitzenverbänden 
und den Wohlfahrtsverbänden auf großes Interesse 
und wird daher fachlich unterstützt. Die Ergebnisse, 
auch wichtige Zwischenergebnisse während der 
Laufzeit der Untersuchung, sollen der Fachöffentlich-
keit zur Diskussion gestellt werden. 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit 
wurde ein Forschungsprojekt „Auswirkungen des 
neuen § 17 Bundessozialhilfegesetz" durchgeführt. 
§ 17, in dem die Schuldnerberatung wegen ihrer zu-
nehmenden Bedeutung erstmals genannt wird, wur-
de durch das Gesetz zur Umsetzung des Föderalen 
Konsolidierungsprogramms (FKPG) vom 23. Juni 
1993 neu in das Gesetz eingefügt. Auf dieser Grund-
lage soll die Vermeidung oder Überwindung von 
Lebenslagen, in denen Leistungen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt erforderlich oder zu erwarten sind, 
durch Beratung und Unterstützung gefördert wer-
den. 

Da zu den Auswirkungen von § 17 BSHG auf die 
Schuldnerberatung empirisch gesichertes Wissen 
fehlt, wurde die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuld-
nerberatung (BAG-SB) vom Bundesministerium für 
Gesundheit beauftragt, dazu ein Forschungsvor-
haben durchzuführen. Kooperationspartner der 
BAG-SB bei der Durchführung des Projektes ist das 
Institut für Sozialberichterstattung und Lebenslagen-
forschung (ISL). Die zweijährige Laufzeit des aus 
Bundesmitteln geförderten Projektes endet im Fe

-

bruar 1998. 

Die Untersuchung wurde als Vollerhebung bei allen 
Schuldnerberatungsstellen in der Bundesrepublik 
Deutschland konzipiert. Fast 600 der rd. 970 Schuld-
nerberatungsstellen haben sich an der Erhebung be-
teiligt. Erste Auswertungsergebnisse geben einen 

Überblick über die quantitative Verteilung der Ant-
worten zu ausgewählten Bereichen der Erhebung. 
Für den Personenkreis der von Wohnungslosigkeit 
Bedrohten bzw. der Wohnungslosen sind u. a. folgen-
de Erkenntnisse von Interesse: 

- Die Zusammenarbeit zwischen den Sozialämtern 
und den Schuldnerberatungsstellen hat sich im 
allgemeinen verbessert. 

- Es werden mehr vom Sozialamt vermittelte Perso-
nen beraten. 

- Zu den Aufgabenbereichen, denen sich die 
Schuldnerberatungsstellen am meisten widmen, 
gehört neben allgemein finanziell-rechtlicher so-
wie lebenspraktischer Beratung die Sicherung des 
Mindesteinkommens für den jeweiligen Klienten. 

- Die große Beratungsnachfrage - u. a. hervorgeru-
fen durch die in den neuen Bundesländern hohe 
und in den alten Bundesländern zunehmende Ar-
beitslosigkeit - kann kaum noch bewältigt wer-
den. 

- Als häufigste durchschnittliche Wartezeit auf ei-
nen Erstberatungstermin nannten die Schuldner-
beratungsstellen zwei Wochen. 

- Für den wichtigen Bereich der Präventionsarbeit 
steht leider meist nicht genügend Zeit zur Ver-
fügung. 

- Ein flächendeckendes Netz an Schuldnerbera-
tungsstellen existiert in der Bundesrepublik 
Deutschland noch nicht. Ein weiterer Ausbau der 
Schuldnerberatungsstellen wäre nach der verfas-
sungsrechtlichen Ordnung allerdings Aufgabe der 
Länder und Kommunen. 

- Neben Anregungen und Empfehlungen für den 
Gesetzgeber wird der Abschlußbericht auch 
Orientierungshilfen für die Sozialhilfeträger und 
die Schuldnerberatungsstellen enthalten, bei-
spielsweise im Hinblick auf den Abschluß von 
Kostenregelungen. 

Das dreijährige Forschungsprojekt „Integ rierte Hilfe 
für Wohnungsnotfälle in Berlin-Köpenick" der BBJ 
Servis gGmbH wurde aus Mitteln des Bundesmini-
steriums für Gesundheit, des Berliner Senats und des 
Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche 
Deutschlands gemeinsam finanziert. Die gesamt-
staatliche Bedeutung der Aufgabe, Obdachlosigkeit 
und Wohnungslosigkeit zu vermeiden, erfordert ein 
Zusammenwirken verschiedener Beteiligter. Zudem 
können am Beispiel der Stadt Berlin für die weitere 
Bundesgesetzgebung Erkenntnisse über die Zusam-
menführung der beiden Politiksysteme in West und 
Ost gewonnen werden. Das Forschungsvorhaben 
sollte auf der Grundlage einer Analyse bezirklicher 
Wohnungsnotfallarbeit in Berlin-Köpenick Verbes-
serungsvorschläge für diesen Bereich aufzeigen so-
wie Lösungsansätze und Empfehlungen zur Anpas-
sung der bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen, 
insbesondere der §§ 72, 15 a,. 12 BSHG, unterbrei-
ten. 

Die Ergebnisse machen deutlich, daß sich in Berlin 
- wie auch in anderen Großstädten - die Wohnungs-
notfallarbeit im Spannungsfeld wohnungswirtschaft-
licher, sozialer und kommunaler Rahmenbedingun- 
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gen bewegt. Die erfolgreiche Abwendung eines dro-
henden Wohnungsverlustes setzt neben dem erfor-
derlichen Instrumentarium vor allem eine funktionie-
rende Kooperation zwischen verschiedenen Ämtern, 
Abteilungen und freien Trägern auf örtlicher Ebene 
voraus. 

Im Rahmen der Forschungsarbeiten fand auch ein 
Fachtag zum Thema „Konsequenzen für die Ent-
wicklung einer integrierten Hilfe für Wohnungsnot-
fälle" statt, bei dem u. a. den Fragen von Räumungs-
klagen und Mietrückständen im West- und Ostteil 
der Stadt sowie den Aufgaben und Erfahrungen der 
Mieterbetreuung durch die Siedlungs- und Woh-
nungsbaugesellschaft Berlin nachgegangen wurde. 

Ein Großteil der Forderungen und Anregungen aus 
Politik und Praxis sowie aus der Wissenschaft zu den 
§§, 15 a und 72 BSHG sowie § 3 Regelsatzverordnung 
zu § 22 BSHG wurde schon durch die Reform des So-
zialhilferechts umgesetzt. Wie erste Berichte aus der 
Praxis belegen, zeigen diese Gesetzesänderungen 
bereits positive Auswirkungen. Bei der Neufassung 
der Durchführungsverordnung zu § 72 BSHG sind 
die Empfehlungen in den Referentenentwurf einge-
flossen. 

Nachdem seit Inkrafttreten der BSHG-Reform inzwi-
schen einige Zeit vergangen ist, soll die Wirkung des 
überarbeiteten § 15 a BSHG bei der Prävention auf 
Grundlage einer empirischen Untersuchung bewer-
tet werden, um weitere Erkenntnisse zu gewinnen. 
Das Bundesministerium für Gesundheit plant daher, 
ein Forschungsvorhaben zu dem Thema „Der refor-
mierte § 15 a BSHG als Instrument der Vermeidung 
und des Abbaus von Wohnungslosigkeit" durchzu-
führen. Im Mittelpunkt soll eine Vorher-/Nachher-Be-
standsaufnahme der Verwaltungspraxis sowie eine 
Wirkungsanalyse der präventiven Vorgehensweise 
im Zusammenhang mit der Wohnungsnotfallproble-
matik in den Gemeinden stehen. Als Schwerpunkte 
der Untersuchung sind vorgesehen: 

- die quantitative und qualitative Dimension be-
drohter und durch die örtlichen Sozialhilfeträger 
gesicherter Wohnverhältnisse vor und nach der 
Reform des BSHG, 

- der Informationsfluß über bedrohte Wohnverhält-
nisse zwischen den zuständigen Amtsgerichten 
und den Sozialhilfeträgern bei Räumungsklagen 
wegen Mietzahlungsverzugs gemäß § 554 BGB, 

- die Kostenentwicklung im Rahmen der Prävention 
von Wohnungsverlusten im Verhältnis zur Unter-
bringung wohnungsloser Haushalte in Obdach-
losenunterkünften und anderen Einrichtungen, 

- die Umsetzung bundesrechtlicher Normen in den 
Ausführungsbestimmungen der Länder zu § 15 a 
BSHG sowie deren Handhabung bei den örtlichen 
Sozialhilfeträgern. 

Im Zusammenhang mit der Thematik „Mietschul-
den" gibt das von der GP Forschungsgruppe im Auf-
trag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend erstellte Gutachten „Marktver-
halten, Verschuldung und Überschuldung privater 
Haushalte in den neuen Bundesländern" wichtige 
Hinweise. In der Studie wird u. a. festgestellt, daß es 

in vielen Fällen das Verdienst von Schuldnerberatern 
ist, wenn Klienten ihre Wohnungen weiter nutzen 
können: „Drohende Obdachlosigkeit durch Zwangs-
räumungen kann häufig durch Verhandlungen mit 
Vermietern und durch das Eingehen von Ratenzah-
lungsvereinbarungen bei Miet- und Energieschulden 
abgewendet werden" (S. 220). 

Das Forschungsprojekt des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend „Straßenkar-
rieren von Kindern und Jugendlichen" des Deut-
schen Jugendinstituts wurde kürzlich abgeschlossen. 
Die Veröffentlichung der Ergebnisse wird zum Früh-
jahr 1998 vorbereitet (Hannah Parmien/Gabriele 
Zink: „Endstation Straße? Straßenkarrieren aus der 
Sicht von Jugendlichen"). 

Das Aktionsprogramm „Lebensort Straße. Kinder 
und Jugendliche in besonderen Lebenslagen" mit 
Einzelprojekten an vier verschiedenen Standorten 
und einer wissenschaftlichen Begleitung läuft noch 
bis zum Herbst 1998. An den vier Standorten wer-
den modellhaft Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Situation von sog. „Straßenkindern" erprobt. Ein Be-
richt zur sechsmonatigen Projektvorlaufphase ist im 
Votum-Verlag, Münster, erschienen (Herausgeber: 
Institut für soziale Arbeit, Münster). Der Projektend-
bericht wird Ende 1998 vorliegen. 

Das Modellprogramm „Hilfen für alleinstehende 
wohnungslose Frauen" wurde zum Jahresende 1997 
abgeschlossen. Erst nach Vorliegen der wissenschaft-
lichen Abschlußdokumentation zum 31. März 1998 
ist eine abschließende Bewe rtung der aus dem Mo-
dell gewonnenen Erkenntnisse möglich. 

Auf der Grundlage der Zwischenberichte ist erkenn-
bar, daß die Modellprojekte ihre Zielgruppen erreicht 
haben. Darüber hinaus hat sich in allen Fällen als 
sinnvoll und notwendig erwiesen, die Modellprojekte 
als Frauenprojekte zu konzipieren. Gemischte Ein-
richtungen können die Fraueneinrichtungen nicht er-
setzen, sondern ergänzen sie. Die alleinstehenden 
wohnungslosen Frauen suchen die Modellprojekte 
als Frauen-Orte auf und nutzen die frauenorientier-
ten Angebote. Die Hilfesysteme vor Ort beginnen, 
diese Frauen-Angebote gezielter in ihre Arbeit ein-
zubeziehen. Die Projekte werden ausdrücklich als 
Frauen-Orte angenommen. Die Resonanz ist durch-
gängig sehr positiv, u. a. we il  Belästigungen durch 
Männer vermieden werden. 

Weiter hat sich als sinnvoll und notwendig erwiesen, 
die Modellprojekte im ambulanten Bereich anzusie-
deln. Für die alleinstehenden wohnungslosen Frauen 
stellen die ambulanten Angebote eine bedarfsge-
rechte Kombination von persönlicher Hilfe und 
Wohnraumhilfe dar. Sowohl das Wohnen mit sozial-
pädagogischer Begleitung als auch die Tagesstät-
tenarbeit sind geeignete Instrumente der ambulan-
ten Hilfe, wobei wohnungslose Frauen einer tradi-
tionellen sozialpädagogischen Betreuung eher aus-
zuweichen scheinen. Für die Wohnungssicherung 
gilt, daß der interaktive Zusammenhang zwischen 
der jeweiligen Wohnumgebung und dem indivi-
duellen Wohnverhalten in die Arbeit einbezogen 
werden muß. 
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Darüber hinaus ist erkennbar geworden, daß ein le-
benslagenorientierter Ansatz sowohl der Vielfalt und 
Vielschichtigkeit der Wohnungsprobleme und Woh-
nungslosigkeit von Frauen angemessener ist als auch 
den strukturellen Lebensbedingungen von Frauen. 

Angelehnt an § 72 BSHG gehören wohnungslose 
Frauen zu den Personen, bei denen besondere Le-
bensverhältnisse mit sozialen Schwierigkeiten ver-
bunden sind. Als besondere Lebensverhältnisse sind 
ihre verdeckte oder manifeste oder eine drohende 
Wohnungslosigkeit zu werten, ebenso wirtschaftliche 
Armut, Erwerbslosigkeit und Partnerkonflikte. Zur 
Schwierigkeit der Lebensverhältnisse tragen nicht 
selten Gewalterfahrungen bei, die bis in die frühe 
Kindheit zurückreichen können. Ebenso gehören oft 
Alkohol- oder Medikamentenabhängigkeit zu den 
Problemen, die die Frauen zu bewältigen haben. Für 
Frauen mit jüngeren Kindern kommt hinzu, daß sie 
in der Regel von ihren Kindern getrennt leben, weil 
deren ausreichende Versorgung und Erziehung ge-
fährdet schienen oder bereits nicht mehr gewährlei-
stet waren. 

In dieser schwierigen Lebenssituation versucht die 
Mehrheit der Frauen, unauffällig zu bleiben. Woh-
nungslosigkeit wird von Frauen mehrheitlich ver-
deckt gelebt. Wohnungslose Frauen verfügen im Ge-
gensatz zu wohnungslosen Männern über mehr oder 
weniger ausgeprägte Selbstversorgungsbedürfnisse 
und -kompetenzen, mit denen sie das Leben trotz 
verdeckter Wohnungslosigkeit und Armut meistern. 
Hauswirtschaftlich orientierte Angebote sind daher 
in der Projektarbeit für die Hilfemöglichkeiten be-
deutsam. 

Die wohnungslosen Frauen besitzen eine hohe Be-
ziehungsorientierung und messen ihren Beziehungs-  
und Interaktionserfahrungen eine vorrangige Bedeu-
tung im Verständnis ihrer Situation zu. Für die fach-
liche Gestaltung von Hilfe bedeutet dies, daß den In-
teraktionen eine höhere Bedeutung zukommt, wenn 
die Zielgruppe rechtzeitig und wirksamer erreicht 
werden soll. 

Die Frauen werden in ihrer extremen Krisensituation 
oft nur als Opfer wirtschaftlicher Verarmung, sozialer 
Ausgrenzung, permanenter Gewaltbedrohung gese-
hen. Aber sie sind zugleich auch aktiv Handelnde, 
die versuchen, die aktuellen Anforderungen und Be-
lastungen ihrer jeweiligen Lebenssituation zu bewäl-
tigen, möglichst ohne sozial auffällig zu werden. An 
ihrem Bestreben, ihr Leben zu ordnen, kann ange-
knüpft werden. Sie können bei Vertrauen in das Hil-
feangebot von einem neuen Sta rt  überzeugt werden. 
Die Grundlagen für dieses Vertrauen können durch 
ein Klima von Anerkennung, Respekt und Herausfor-
derung geschaffen werden. 

Bei den statistischen Analysen in den Projektorten 
haben sich Mängel und Defizite bei der Beschaffung 
von geschlechtsdifferent gegliederten Daten gezeigt. 
Dies hat ihre kleinräumige Aufbereitung und ihre 
Vergleichbarkeit erschwert. Trotzdem konnten an-
hand der vorhandenen statistischen Daten zur sozial-
räumlichen Lebenswelt von Frauen Benachteiligun-
gen u. a. in den Bereichen von Erwerbsarbeit, Bil-
dung und Kinderbetreuung herausgearbeitet wer- 

den. Eine erste Analyse der Daten der neuen Sozial-
hilfestatistik legt Risiken von Frauen aufgrund ihrer 
besonderen häuslichen Bindung offen. Zudem konnte 
das Ausmaß der Bedrohung durch Gewalt statistisch 
belegt werden. 

Im Zugang zu den Modellprojekten konnten regio-
nalspezifisch unterschiedliche Altersgruppen identi-
fiziert werden. Die Zusammensetzung der jeweils er-
reichten Zielgruppe wird beeinflußt von den sozialen 
und wirtschaftlichen Bedingungen in den Projekt-
städten, vom jeweiligen Hilfesystem und von Ange-
bot und Methode der Projekte selbst. Dabei zeichnet 
sich ab, daß sich die Arbeit der Projekte nicht nur 
einzelfallbezogen auswirkt, sondern daß mit der Un-
terstützung einer einzelnen Frau in ihrer Situation 
zugleich ein Umfeld von Frauen in vergleichbarer 
Situation erreicht und mit angesprochen wird. Dar-
über hinaus sind Ansätze der Vernetzung unter den 
Frauen, die von den Projekten erreicht wurden, er-
kennbar, die in die Arbeit einbezogen werden kön

-

nen. 

Eine professionelle Öffentlichkeitsarbeit erhöht die 
Akzeptanz der Projekte und vermindert Vorurteile. 
Eine realitätsangemessene Wahrnehmung der tat-
sächlichen Situation der wohnungslosen Frauen er-
leichtert den Frauen den Zugang zu den Behörden 
und ihren Hilfen. Die berufliche Förderung dürfte 
für die Zielgruppe von größerer Bedeutung sein, als 
dies bisher in der Wohnungslosenhilfe angenommen 
wurde. Wohnungslose Frauen verfügen über viel-
fältige, auch berufliche Erfahrungen und Ressourcen 
aus ihrem „früheren" Leben, die wiederbelebt und 
gestärkt werden können. 

An den Standorten Karlsruhe, Schwe rin und Stutt-
gart  konnte die Modellphase Ende 1997 durch Ein-
mündung des Modellprojekts in die Regelpraxis er-
folgreich beendet werden. 

Darüber hinaus ist zum 1. Januar 1998 ein Modell-
programm „Berufliche Förderung von alleinstehen-
den wohnungslosen Frauen" an den Standorten 
Karlsruhe, Kassel, Schwerin und Stuttgart  ange-
laufen. 

Ziel des Modellprogramms „Hilfen für alleinerzie-
hende Frauen in Problemsituationen" war die Ent-
wicklung und modellhafte Erprobung von innovati-
ven Wohn-, Beratungs- und Kinderbetreuungsfor-
men, um die Lebenssituation von alleinerziehenden 
Frauen zu verbessern. Dabei wurden in den einzel-
nen Standorten unterschiedliche Schwerpunkte ge-
setzt. Das Modellprojekt Wuppertal „Frauen wohnen 
und lernen" sollte von Wohnungsnot betroffenen 
alleinerziehenden Frauen in psychosozialen Notla-
gen erstmals eine Wohn- bzw. Lebensform zur Verfü-
gung stellen, die durch eine modellhafte Kooperation 
zwischen einem Träger der Psychosozialberatung 
und einer Wohnungsbaugesellschaft eine adäquat 
auf die Situation der betroffenen Klientel abge-
stimmte Hilfestellung anbietet, die durch eine flan-
kierende berufliche Qualifizierung und eine Stabili-
sierung hin zu einem eigenverantwortlichen und 
selbstbestimmten Leben führt. Für die Umsetzung 
des Vorhabens wurde ein dreiphasiges Wohn- und 
Betreuungsmodell entwickelt. Mit der Unterbrin- 
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gung in Phase 1 verband sich eine intensive sozial-
pädagogische Betreuung, in den beiden anderen 
Phasen standen sozialpädagogische Hilfen auf Abruf 
bereit. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß durch den 
ganzheitlichen Hilfeansatz, der neben der Versor-
gung mit geeignetem Wohnraum auch Qualifizie-
rungsmaßnahmen sowie die Kinderbetreuung um-
faßte, erhebliche Verbesserungen in der Lebensqua

-

lität der biographisch hoch belasteten Frauen erzielt 
werden konnten. 

Die erprobten Angebote haben Modellcharakter 
auch für andere Regionen. Der Ergebnisbericht 
(Bd. 144 Schriftenreihe BMFSFJ) dokumentiert das 
Projekt hinsichtlich der Konzeption sowie der organi-
satorischen und inhaltlichen Umsetzung und enthält 
praktische Maßnahmen für entsprechende zielgrup-
penspezifische Hilfemaßnahmen auf lokaler Ebene. 

 



 


